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1. Notstandsaktion. 2. Am 7. November im Gebäude des 
Stadtmagistrates Kraśnik um 10 Uhr. vormittags 


Anläßlich des Namensfestes Seiner k. u. k. für die Gemeinden: Trzydnik, Urzedöw, I Dzierz- 
Apostolischen Majestät des Kaisers und Königs kowice und die Stadt Kraśnik. 
Franz Joseph I. am 4. Oktober 1. J. wurden zu 


Handen des Notstandshilfskomitees aus der 3. Am 8. ee im Gemeindeamte 
Kassa des k. u. k. Kreiskommandos nachstehende Annopol um 10 Uhr vormittags für die Ge- 
Unterstützungen bewilligt u. zw.: meinden Annopol,: Gościeradów und Kosin; 
Zwecks Anschaffung von Kleidern und Be- f ; 3 
schuhung für arme Schulkinder . . 3000 K 4. Am 9. November un Gemeindeamte 
Zakliköw um 10 Uhr vormittags für die Ge- 

für das Kinderheim in Janów . . . 300 K || meinden Zaklików und Potok wielki; _ 


5. Am 183. November in Janów im Saale 
der Finanzabteilung des k. u. k. Kreiskomman- 
dos um 10 Uhr vormittags für die Gemeinden: 
Chrzanów, : Kawęczyn, Me und u 
Stadt Janów. 


2 Amtstage. 


Im Monate November 1916 werden, die 
Amtstage wie folgt abgehalten: 


1. Am 6. November im Gemeindeamte Bezüglich Teilnahme an diesen Amtstagen 
Zakrzöwek um 11 Uhr vormittags für die Ge- gelten die Bestimmungen des Amtsblattes 
meinden Zakrzöwek, Wilkolaz, und Brzozöwka; Nr. 20 vom 1. Oktober 1916, Punkt 7 


3. Durchführung des Spiritus- 


und Branntweinmonopoles (Durch- 


führungsvorschrift). 


(Verordnung des k. u. k. Militär-General-Gou- 
verneurs vom 26. September 1916.) 


Auf Grund der §§ 2, 5 und 20 der Ver-. 


ordnung des Armee-Oberkommandanten vom 
22, April 1916, Nr. 5ö V.-Bl., wird angeord- 
net, wie folgt: 
§ 1. 
Ausnahmen vom Monopole. 


Vom Einfuhr- und Absatzmonopole (§ 1 
der Verordnung des Armee-Oberkommandanten), 


ausgenommen ist jeder aus der österreichisch- 


ungarischen Monarchie eingeführte, aus Obst- 


-oder durch Zusatz pflanzlicher Stoffe erzeugte 


Branntwein (Likör, Rosoglio, Rum, Cognac etc.), 
sowie jeder im Okkupationsgebiete aus Obst 
erzeugte Branntwein. 

Der eingeführte, vom Monopol befreite 
Branntwein unterliegt. einer Abgabe,- die mit 


dem Zolle eingehoben wird und bei einer Grad- 


hältigkeit von höchstens 50 Grad Alkohol 50°, 


des Zollsatzes, bei einer höheren Gradhältigkeit 
75°, des Zollsatzes, beträgt. 


In dieser Abgabe sind die ärarischen 
Kommissionsgebühren inbegriffen. 


= 
Beschränkung des Absatzes. 
Die nach § 4 der Verordnung des Armee- 


=  Oberkommandanten zum Absatze von Spiritus 


oder Branntwein ermächtigten Personen dürfen 
nur solchen Spiritus oder Branntwein absetzen, 


e der nach § 1 vom Monopole ausgenommen 


ist, oder von der k. u. k. Militärverwaltung be- 
zogen, oder aus dem von ihr bezogenen Spiritus 
oder Branntwein erzeugt wurde. 


$ 3. 


_ Übernahms- und Übergabspreise durch die 


k. u. k. Militärverwaltung. Verschleißpreise. 
Der Erzeuger hat der k: u. k. Militärver- 


‚waltung den Spiritus oder Branntwein im Roh- 
= zustande um 7 Kopeken, im rektifizierten Zu- 
| stande um 8'2 Kopeken per einen Eimergrad 
| Alkohol, loko der von der k. u. k. Militärver- 

 waltung zu bestimmenden Lieferungsstelle, ab- 
zugeben. Die Menge und Gradhältigkeit der 


ibgegebenen Flüssigkeit wird an der von der 


k. u. k. Militärverwaltung für jeden Erzeuger 
festgesetzten Übernahmsstelie amtlich ermittelt. 

` Der Raffinierungslohn wird mit 1 Kopeke 
per Eimergrad des abgegebenen rektifizierten 
Spiritus festgesetzt. 


Die Preise und der Raffinierungslohn (Ab- 


‘satz ] und 2) gelten nur für den aus Kartoifeln 


oder Getreide erzeugten Spiritus. Aus allen 
anderen Rohstoffen (Melasse, Rübe) erzeugte 
Spiritus, sowie Preßhefespiritus darf nicht für 
den Konsum, sondern nur für gewerbliche 
Zwecke oder zur Ausfuhr verarbeitet werden; 
die Preise und der Raffinierungslohn für diese 
Sorten werden bei Übernahme durch die k:u. k. 
Militärverwaltung fallweise festgesetzt. 


Die k. u. k. Militärverwaltung überläßt den 
konzessionierten Händlern den Spiritus oder 
Branntwein um einen Preis, der vom k. u. k. 
Militär-General-Gouvernement derart bemessen 
wird, daß er um eine Provision von nicht mehr 
als 5*/, hinter dem Verschleißpreis zurückbleibt. 
Der Preis muß in Goldmünzen erlegt werden, 
die zu ihrem jeweilig verlautbarten Annahme- 
werte berechnet werden. Die Empfangsstelle 
ist ermächtigt, in rücksichtswürdigen Fällen den 


Preis in anderen gesetzlichen Zahlungsmitteln 


entgegenzunehmen. 


Der Verschleißpreis beträgt 47 Kopeken 
per Eimergrad Alkohol. 


Der Verschleißpreis findet auf den nach 


$ 1 vom Monopole ausgenommenen Brannt- 


wein, sowie auf jenen Branntwein keine An- 
wendung, der aus dem von der k. u. k. Militär- 
verwaltung bezogenen Spiritus durch Zusatz 
pflanzlicher Stoffe erzeugt wurde (Likör, Ro- 
soglio, Rum, Cognac etc.). 


se: 
Übernahms-, Übergabs- und Verschleiß- 
bedingungen. 


Die Übernahme des Spiritus oder Brannt- 
weines vom Erzeuger erfolgt nur durch Organe, 
die von der k. u. k. Militärverwaltung mit Er- 
mächtigungsdekreten beteilt sind. 


Die Übergabe von Spiritus oder Brannt- 
wein an den Handel erfolgt nur im rektifizierten 
Zustande in einer Stärke von 50 oder 95 Grad 
Alkohol, in Mengen von wenigstens einem 
Eimer (12'299 Liter), in versiegelten, mit Eti- 
ketten - versehenen Flaschen von '/io, ‘lo oder 
'/, Eimer Inhalt, oder in versiegelten Fässern 
oder anderen Gefäßen. 


Die Übergabe an den Handel wird auf 
den Flaschen, Fässern oder anderen Gefäßen 
durch Etiketten und Siegel nach den als Bei- 
lage A angeschlossenen Formularien ersichtlich 
gemacht. 

Beim Absatze müssen die Preise, die sich 
für den in geschlossenen Gefäßen verkauften 
Spiritus oder Branntwein ergeben, auf den Ge- 
fäßen deutlich ersichtlich sein. 

Beim Ausschanke müssen die Preise für 
je 'J Liter oder für ein kleineres Gefäß, in 
dem der Ausschank erfolgt, durch Anschlag im 
Lokale ersichtlich sein. 


SD. 
Transporte. 


Jeder Transport von Spiritus oder Brannt- 
wein muß von einer amtlichen Bestätigung be- 
gleitet sein, daß er zur Ausübung des Mono- 
polrechtes der k u. k. Militärverwaltung oder 
mit ihrer Bewilliguug. erfolgt. 

Ausgenommen von dieser Vorschrift sind 
Transporte: 

l. von Likör, Rosoglio, Rum, Cognac etc. 
oder Obstbranntwein (§ 1 und 3, Schlußabsatz). 

2. von solchem Spiritus oder Branntwein, 
der von der k. u. k. Militärverwaltnng bereits 
dem Handel übergeben wurde ($ 4, Absatz 2). 


$6. 
Verpflichtungen der Brennereien, Raffinerien 
und Händler. 


Die Unternehmer, die sich mit der Her- 
stellung oder dem Absatze von Spiritus oder 
Branntwein befassen, haben bezüglich der Art 
der Herstellung und des Betriebes, bezüglich 
des Füllens und Umfüllens in die Gefäße, be- 
züglich der Übergabe und Übernahme von 
von Spiritus und Branntwein und bezüglich 
der Ausweisleistung hierüber den ihnen von 
der k. u. k. Militärverwaltung jeweils vörge- 


schriebenen Vorgang einzuhalten und die hier- _ 


für erlassenen Weisungen zu beobachten. 

Zur Mitwirkung bei der Durchführung des 
Spiritus- und Branntweinmonopoles kann die 
k. u. k. Militärverwaltung eine Körperschaft oder 
Anstalt berufen und deren Verpflichtungen und 
Vollmachten festsetzen. 


STE 


Umfang der Konzession zum Absatze. 


Die Konzession zum Handel mit dem dem - 


Monopole unterliegenden Spiritus oder Brannt- 
wein ermächtigt zum Bezuge und Absatze 
dieser Flüssigkeiten in jenen Flaschen, in denen 
sie von der k. u. k. Militärverwaltung abgegeben 
werden ($ 4, Absatz 2). 

Die Konzession zum Ausschanke ermäch- 
tigt zum Bezuge der Flüssigkeiten in allen Ge- 
fäßen, in denen sie von der k. u. k. Militärver- 
waltung abgegeben werden und zum Absatze 
auch in unverschlossenen Gefäßen ($ S der 
Verordnung des Armeeoberkommandanten). 

In Bezug auf jenen Branntwein, der dem 
Monopol nicht unterliegt, ermächtigt die Kon- 
zession zum Handel, zum Bezuge und zum 
Absatze des Branntweines in allen handels- 
üblich verschlossenen Gefäßen, die Konzession 
zum Ausschanke zum Bezuge in solchen Ge- 
fäßen und zum Absatze auch in unverschlos- 
senen Gefäßen. 


88. 
Lieferungskontingent. 


Die Unternehmer, die sich mit der Her- 
stellung von Spiritus oder Branntwein befassen, 
haben die in der nächsten Betriebsperiode, das 
ist in der Zeit vom l. September des einen 
bis Ende August des nächstfolgenden Jahres, 
voraussichtlich zu erzeugende oder zu verarbei- 
tende Jahresmenge im Wege des Kreiskom- 
mandos bis spätestens 31. Juli eines jeden 
Jahres anzuzeigen. 

Das Militär-General-Gouvernement wird 
sodann den einzelnen Brennereien mitteilen, 
welche Spiritusmengen und an welche Raffinerie 
diese von ihnen abzuliefern sein werden. Mit 
den Lieferungskontigenten werden nur land- 
wirtschaftliche Brennereien nach Maßgabe ihrer 
Leistungsfähigkeit, sowie im Verhältnisse der 
zur Brennereiwirtschaft gehörenden bebauten 
Ackerflächen unter der Bedingung beteilt, daß 
die bei Branntweinerzeugung gewonnene Schlem- = 
pe als Viehfutter verwendet wird. 


Brennereien oder Raffinerien, die in der 
abgelaufenen Betriebsperiode nicht im Betriebe 
standen, werden mit einem Lieferungskontin- | 
gente nur beteilt, wenn die Wiederaufnahme 
des Betriebes mit Zustimmung des Militär- 
General-Gouvernements erfolgt ist; diese Zu- 
stimmung wird nur nach Maßgabe des tat- 
sächlichen Bedaries erteilt. / 

Betriebe, in denen im Betriebsjahre we- | 
niger als 80°/, der abzuliefernden Mengen zur 
Uebergabe » an die k. u. k. Militärverwaltung 
bereitgestellt wird, können, wenn nicht die Un- 


möglichkeit, eine der Anmeldung entsprechende 


-| Menge herzustellen, nachgewiesen wird, vom 


_ Militär - General - Gouvernement geschlossen 


werden. 


| satz pflanzlicher Stoffe erzeugten Branntwein 
(Likör, Rosoglio, Rum, Cognac etc.), sowie auf 
Obstbranntwein keine Anwendung. 


5-9. 
Denaturierter Spiritus. 


Die Einfuhr und der Absatz von dena- 
turiertem Spiritus sind von den gegenwärtigen 
Verordnungen ausgenommen und werden vom 


-  Militär-General-Gouvernement durch besondere 


Vorschriften geregelt Hiebei wird auch die 
Art der Denaturierung, sowie der Bezug des 
Denaturierungsmittels festgesetzt. 


S 10. 
Schwendungen. 


Den landwirtschaftlichen Brennereien wird 
ein Schwendungsabschlag von 2°/, von dem 
‚jährlichen Gesamterzeugnisse zugestanden. In 
diesem Schwendungsabschlage sind alle Er- 
zeugungs-, Lager- und Transportverluste der 
Brennereien inbegriffen. 


- Eine weitere Bonifizierung der Brennereien 


| findet nicht statt. 


gll. 
= Übergangsbestimmungen. 
Die am 1. Oktober 1916 in den Brenn- 


ereien und Raffinerien verbleibenden Spiritus- 
mengen werden von der k. u. k. Militärver- 


DS waltung gegen die im § 3 festgesetzten Preise 


und unter den dörtselbst verzeichneten Bedin- 
gungen übernommen. 


= Die für diese Mengen bereits .entrichtete 
Monopolsabgabe wird bei der Übernahme rück- 
vergütet, bei rektifiziertem Spiritus unter Zu- 
schlag von 2°/, für die Raffinations- und La- 
gerverluste, daher mit 30:6 Kopeken per Eimer- 
grad. der übernommenen rektifizierten Spiritus- 
m 


| zinen (Engroslagern) und bei den Händlern 


Alkohol. 


Dieser Paragraph findet auf den durch Zu- | 


_ Die am 1. Oktober 1916. in den Maga- 


rhandenen Spiritus- und Branntweinvorräte 
n einem Eimer Alkohol aufwärts unterliegen _ 
Nachtragssteuer von 4 Kopeken per Eimer- 


SA 


$.12. 
Wirksamkeitsbeginn. 


Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober 
1916 in Kraft. 


Der k. u. k. Militär-General-Gouvernetr; 


KARL KUK m. p., 


Feldzeugmeister, 


4. Heranziehung des Verbandes der 
Branntweinbrennereiunternehmer mit 
dem Sitze in Lublin zur Mitwirkung 


bei der Durchführung des Spiritus- 


und Branntweinmonopoles. 


(Verordnung des k. u. k. Militär-General-Gou- 


verneurs vom 26. September 1916.) 
Nr. 107551/F. A. 


Mit Bezug auf $ 6 der Verordnung des 
kuk: Mia nalauveitients vom 26. Sep- 
tember 1916, Nr. 75 V.-Bl., betreffend die 
Durchführung des Spiritus- und Branntwein- 
monopoles (Durchführungsvorschrift) wird an- 
geordnet, wie folgt: 


Artikel I. 


Der „Verband der Branntweinbrennerei- 
unternehmer mit dem Sitze in Lublin“ hat 
innerhalb des Gebietes des k. u. k. Militär- 
General-Gouvernements Lublin von den Brannt- 
weinbrennereien -den Spiritus in jenen Mengen 
sukzessive zu übernehmen, die vom Militär- 
Generalgouvernement gemäß $ 8 der obzitierten 
Durchführungsvorschrift für die einzelnen Brenn- 
ereien als Kontingent festgesetzt und bekannt- 
gegeben werden. 

Die Übernahme des Spiritus hat-durch den 
Verband loko jener Raffinerien zu erfolgen, 
welchen die betreffenden Brennereien vom 
Militär-Generalgouvernement auf. Grund der 
vorher zwischen dem Verbande und den Raf- 
finerien bezüglich der Rektifizierung, des Spiri- 


tus abgeschlossenen Vereinbarungen zugewiesen 


werden. 

Diese Vereinbarungen hat der Verband 
dem Militär-Generalgouvernement spätestens 
bis zum Zeitpunkte der an die Brennereien er- 


‚folgenden  Kontigentverlautbarung bekanntzu- 
Ebenso sind nachträgliche Verein- 


geben. 


| 


barungen mit den Raffinerien oder Änderungen 
der bereits angezeigten Verträge dem Militär- 
Generalgouvernement zur Kenntnis zu bringen. 


Im Falle eines Spiritusbedarfes für mili- 
tärische Zwecke haben die Brennereien, oder 
der Verband der Brennereiunternehmer, den 
Spiritus in erster Linie der k. u. k. Militärver- 
waltung gegen Vergütung von 7 Kop. für Roh- 
spiritus loko Bahnstation und 82 Kop. für 
rektifizierten Spiritus loko Raffinerie per Eimer- 
grad Alkohol, prompt zu übergeben. 


In diesem Falle wird die Menge und Grad- 
hältigkeit des Rohspiritus in der Brennerei, jene 
des rektifizierten Spiritus in der Raffinerie er- 
mittelt. _ 


Der Verband hat den zuständigen Kreis- 
kommandos jene Personen namhaft zu machen, 
die bei der Durchführung des Spiritus- und 
Branntweinmonopoles verwendet werden. Die- 
selben müssen volljährig und unbescholten sein 
und.haben sich behufs Beteilung mit den Er- 
mächtigungsdekreten (§ 4, Abs. 1 der Durch- 
führungsvorschriit) beim zuständigen Kreis- 
kommando zu melden. Der Verband haftet für 
die Handlungen und Unierlassungen aller mit 
den Ermächtigungsdekreten versehenen Organe 
und ist dafür verantwortlich, daß andere Or- 
gane zur Ausübung von Exekutivrechten gegen- 
über Parteien nicht herangezogen werden. 


Artikel H. 


‘Der Verband hat für den gemäß Artikel I 
dieser Verordnung übernommenen Rohspiritus 
den in § 3, Absatz 1, der Durchführungsvor- 
schriit festgesetzten Preis auf Grund der in der 
Raffinerie amtlich erfolgten Ermittlung der 
Menge und Gradhältigkeit der einzelnen Brenn- 
ereien innerhalb Monatsfrist, hingegen den Raf- 
finerien, welchen der Rohspiritus zur Raffi- 
nierung übergeben wurde, den Raffinierungslohn 
von 1 Kop. pro Eimergrad des abgelieferten 
rektifizierten Spiritus in gegenseitig vereinbartem 
Zeitpunkte zu bezahlen. 


Artikel HH. 


Der Verband hat den Spiritus und Brannt- 
wein in dem Zustande, in der Art und in den 
Mengen, wie dies in § 4, Absatz 2, der Durch- 
führungsvorschriften vorgesehen ist, an den 
Handel um jene Preise abzugeben, die auf 
Grund des § 3, Absatz 4, derselben Vorschrift 
vom k. u. k. Militär-Generalgouvernement be- 


messen und den Organen des Verbandes je- 3 
weils bekanntgegeben werden. - 

Die Ausbeute von Spiritus oder Brannt- 
wein in rektifiziertem Zustande, der dem Handel 
übergeben werden kann, wird nach der Menge 
des zur Rektifizierung übernommenen Roh- 
spiritus berechnet. 

Auf 100°). des zur Rektifizierung über- 
nommenen Rohspiritus werden 96°/, auf rekti- 
fizierten Spiritus erster Gattung gezählt; 4°, 
entfallen auf sämtliche Schwendungen (Raffi- ' 
nations-, Lager-, Transport- und Umfüllungs- 
verluste) und auf Rektifikationsrückstände Sn 2 
selöl, Äther etc.). = 

Die Gesamtabrechnung der Schwendungen 5 
und Rektifikationsrückstände wird mit Ende der 
Betriebsperiode ($8 der Durchführungsvorschrift) 
und zwar in den ersten Tagen des Monates 4 
September oder mit dem Tage der Enthebung 
des Verbandes von der Mitwirkung bei der 
Durchführung des Spiritus- und Branntwein- 
monopoles erfolgen. Auf Grund des Ergebnisses 
der Abrechnung hat der Verband der Militär- 
verwaltung für jeden das bezeichnete Ausmaß 
überschreitenden Abgang den Betrag von 84 
: Kop. pro Eimergrad Alkohol binnen drei Tagen. 
bei der Kassa. eines Kreiskommandos zu be- 
zahlen. i 
Die Raffinierungsrückstände (Äther, Öle, 
die vom Waschen zurückbleibenden Gewässe 
etc.) bleiben Eigentum des Verbandes, dürfen 
jedoch auf Trinkbranntwein nicht umgewandelt 
werden. 

Die Reinheit des zur Übergabe an den 
Handel geeigneten Spiritus oder Branntweines 
muß folgenden Proben entsprechen: = 

10 Teile gereinigten Spiritus, enthaltend 
wenigstens 95°, Stärke, werden mit 9 Teilen 
Schwefelsäure vom spezifischen Gewichte 184 
gemischt; die Mischung wird zum Sieden ge- 
wärmt, die Flüssigkeit soll farblos bleiben = 
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Artikel IV. 


Der Verband hat den zur Übergabe an 
den Handel geeigneten Spiritus oder Brannt- 
wein von den Raffinerien in die vom Verbande 
errichteten Magazine (Engroslager) transportieren 3 
zu lassen und wird dort unter Aufsicht der 
Finanzorgane in den speziell hiezu eingerich- 
teten Umfüllungsstellen in Gefäße umgefüllt, 
wobei die Anordnungen des § 4 der u 
führungsvorschrift genau einzuhalten sind. Pa 

Der Verband hat in den Magazinen stets. 
einen dem laufenden Bedarfe entsprechenden 


ERNE 


Vorrat an Branntweinerzeugnissen in allen vor- 
geschriebenen Mengen am Lager zu erhalten. 
Die Verschleißpreise haben auf den in der 
Durchführungsvorschrift vorgesehenen Etiketten 
zu lauten: 
a) bei 50 grädigem Branntweine: 
auf hölzernen Gefäßen von 
1 Eimer Inhalt 
auf Flaschen von 1/40 Eimer 


= 23 R. 50 Kop. 


Inhalt . : ; a 
auf Flaschen von 1/20 Eimer 
= Inhalt . 5 ; ==, . |. 
auf Flaschen von 1/4 Eimer 

Inhalt . : 5 De een 


b) bei 95 grädigem Branntweine: 
auf hölzernen Gefäßen von 
1 Eimer Inhalt 


auf Flaschen von 1/40 Eimer 


== 44 R. 65 Kop. 


Inhalt . 5 - =... ]9- 

_ auf Flaschen von 1/20 Eimer 
Inhalt . 3 : a E 

auf Flaschen von 1/4 Eimer 
~ Inhalt . =e 


Der Wert des Gefäßes ist in den oben 
angeführten Beträgen nicht inbegriffen und muß 
neben dem Preise des Getränkes auf den Eti- 
ketten ersichtlich gemacht werden. 


Der Verband darf den Spiritus oder Brannt- 


wein nur aus dem Magazine und zwar nur an 


Händler abgeben, die sich mit einer Konzes- 


sionsurkunde gemäß § 6 der Verordnung des 
‚Armeeoberkommandanten ausweisen 
_ hiebei hat der Verband gegenüber allen Händ- 
lern des der Übergabsstelle 
= Rayons in gleicher Weise vorzugehen. 


können; 


zugewiesenen 


Artikel V. 
Der für die Übergabe an den Handel be- 


' stimmte Spiritus darf von der Raffinerie in die 
- Magazine (Umfüllungsstellen) nicht früher weg- 
gebracht werden, bevor der Verband für das 
 auszuführende Quantum den Betrag von 34 Kop. 


pro Eimergrad Alkohol an die Kassa eines 


i k. u. k. Kreiskommandos entrichtet hat. 


Diese Zahlung bildet die Pauschalsumme 


= des an die k. u. k. Militärverwaltung abzu- 
_ führenden Reinertrages. 


Der Rest der festgesetzten Verschleißpreise 


2 bildet das unbeschränkte Eigentum des Verbandes, 
als Ersatz für den entrichteten Rohspirituspreis, 


e Rektifizierungskosten, Schwendungen, Trans- 


portspesen und alle wie immer 


Regiekosten. 


Artikel VI. 


Der Verband hat die Zahlungen an die 
k. u. k. Militärverwaltung in demselben Um- 
fange in Goldmünzen oder Rubelwährung zu 
leisten, indem der Verband für die abgegebenen 
Mengen an Spiritus oder Branntwein Gold- 
münzen oder Rubelwährung einnimmt. 


Artikel VH. 


Der Verband hat alle gesetzlichen Vor- 
schriften über die Erzeugung und Raflinierung 
von Spiritus oder Branntwein, Verfrachtung, 
Umfüllung, Auszahlung, Buch- und Rechnungs- 
führung, Berichterstattung etc., genau einzu- 
halten und über Weisung des k. u. k. Militär- 
Generalgouvernements auch weitere Bücher und 
Behelfe zu führen, Berichte zu erstatten und 
Ausweise vorzulegen. 

Die Organe der k. u. k. Militärverwaltung 
können gegenüber der gesamten Geschäftsge- 
barung des Verbandes, ebenso wie seiner Mit- 
glieder die im $ 11, Absatz 2, der Verordnung 
des Armeeoberkommandanten vorgeschriebenen 
Aufsichtsbefugnisse ausüben. 


Artikel VHI. 


Bei seiner gesamten Geschäftsführung hat 
der Verband sicherzustellen, daß tatsächlich die 
Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 
22, April 1916 und die Durchführungsvorschrift 
des k. u. k. Militär-General-Gouverneurs vom 
26. September 1916 strengstens beobachtet 
und alle durch Schmuggel oder sonstige be- 
trügerische Machenschaften beschafften Spiritus- 
oder Branntweinmengen der behördlichen Be- 
schlagnahme zugeführt werden. 


Artikel IX. 


Zur Sicherstellung der Erfüllung der An- 
ordnungen der k. u k. Militärverwaltung hat 
der Verband eine Kaution im Betrage von 
50000 Kronen zu leisten und spätestens am 
Tage des Wirksamkeitsbeginnes dieser Verord- 
nung in Barem oder in pupilarsicheren Obli- 
gationen beim k. u. k. Militär-Generalgouver- 
nement zu erlegen. 

Bei Zuwiderhandlungen können dem Ver- 
bande oder seinen schuldtragenden Organen 
Ordnungsstrafen in der Höhe von 10—1000 
Rubeln vom k. u. k. Militär-Generalgouverne- 


gearteten 


ED bde, ES 


ment auferlegt werden. Bei Nichtzahlung haftet 
für diese Strafen die obige Kaution. 

Für jeden, diese Kaution übersteigenden 
Schaden, der durch Nichterfüllung der Be- 
stimmungen dieser Verordnung seitens des Ver- 
bandes oder seiner Organe der k; u. k. Militär- 
verwaltung zugefügt werden sollte, haftet der 
Verband mit seinem gesamten Vermögen sowie 
mit den Spiritusbetriebsanlagen seiner Mitglieder, 
ferner jeder Brennereiunternehmer mit der zu- 
gehörigen Landwirtschaft und sonstigem Ver- 
mögen im Verhältnisse des aus seinen Betriebs- 
stätten ausgeführten Spiritus oder Branntweines. 

Die Kaution wird nach Enthebung des 
Verbandes von der Mitwirkung bei der Durch- 
führung des Spiritus- und Branntweinmono- 
poles und Erfüllung aller noch schwebenden 
Verbindlichkeiten dem Verbande gleich rück- 
gestellt. 


Artikel X. 


Diese Verordnung tritt mit dem 1. Okto- 
ber 1916 in Kraft, soferne der Verband an 
diesem Tage die zur Durchführung des Mono- 
poles notwendigen Einrichtungen getroffen hat. 

Bei Nichteinhaltung dieses Termines wird 
dem Verbande für jeden Verzugstag eine Strafe 
von 100 Rubel auferlegt, soweit der Verband 
nicht nachweist, daß die Nichteinhaltung dieses 
Termines ohne sein Verschulden entstanden ist. 


Artikel XI 


Bei Enthebung des Verbandes von der 
Mitwirkung bei der Durchführung des Spiritus- 
und Branntweinmonopoles hat der Verband die 
in den Ralfinerien vorhandenen Spiritus- und 
Branntweinvorräte an die k. u. k. Militärver- 
waltung gegen nachstehende Vergütung pro 
Fimergrad Alkohol zu übergeben: 

a) für Rohspiritus in der Raflinerie 7 Kop. 
b) für raffin. Spiritus in der Raffinerie 8:2 Kop. 

Für den Absatz des bereits in den Ma- 
sazinen (Umfüllungsstellen) befindlichen Spiri- 
tus oder Brantweines an die konzessionierten 
Verschleißer wird eine angemessene Frist be- 
stimmt werden. 

Bei der Auflösung der k. u. k. Militärver- 
waltung in Polen finden die Bestimmungen des 
vorstehenden Absatzes bezüglich der Übergabeder 
Spiritus- und Brantweinvorräte keine Anwendung. 


Der k. u. k. Militär-General-Gouverneur: 


KARL KUK m. p.,.. 


Feldzeugmeister. 


5. BESTIMMUNGEN 


über die 
Entrichtung der Nachsteuer aus An- 
laß der Durchführung des Spiritus- 
-und Branntweinmonopoles. 


 (§ 11 der Durchführungsvorschrift vom 26. September 1916.) 


Art. L 
Gegenstand der Nachsteuer. 


Die im Okkupationsgebiete am 1. Oktober 
1916 in den Magazinen (Engroslagern, Nieder- 
lagen) und bei den Händlern. (einschließlich 
Schänkern) vorhandenen Spiritus- und Brannt- 
weinvorräte, welche in den freien. Verkehr 
übergegangen und zur Veräußerung bestimmt 
sind, unterliegen der Nachsteuer von 4 Kop. 
per Eimergrad Alkohol. 


Art. 1. 
Befreiung von der Nachsteuer. 

Sämtliche, a) aus der österr.-ungar, Mo- 
narchie eingeführte und vom Monopole ausge- 
nommene ($ 1 der Durchführungsvorschrift), 
ferner b) durch die Militärverwaltung erworbene, 
ebenso c) im Besitze der privaten Haushaltungen 
befindliche und nicht zum Verschleiße bestimmte, 
ferner d) in den Magazinen und bei den Händ- 
lern befindliche Spiritus- und Branntweinerzeug- 
nisse in Mengen unter einem Eimer absoluten 
Alkohols sind von der Nachsteuer befreit. 


Art. I. 
Anmeldung. 
Personen, welche nach Artikel I nach- | 
steuerpflichtige Vorräte an Spiritus- oder 


Branntweinerzeugnissen besitzen, sind verpflich- 
tet, die Menge und den Alkoholgehalt, sowie | 
den Ort und die Räume der Aufbewahrung | 
dieser Vorräte nach dem Stande vom 1. Ok- 
tober 1916 bis längstens 6. Oktober 1916 dem 
zuständigen Finanzwach - Postenkommando | 
schriftlich in dreifacher Ausfertigung anzu- | 
melden. | 
Das Finanzorgan, bei dem die Anmeldung | 
überreicht wird, hat die eingestellten Daten | 
auf ihre Vollständigkeit zu prüfen und auf 
allen drei Parien den Tag der Überreichung | 
zu bestätigen. Radierte, korrigierte oder unvoll- | 
ständige Anmeldungen sind zurückzuweisen. | 
Ein Pare der Anmeldung ist der Partei zurück- 
zustellen. 


der Größentype zu ermitteln; 
‚ stellung erfolgt dann rechnungsmäßig durch 
"Multiplikation des Inhaltes mit der Anzahl der 


2go 


Art. IV. 


Feststellung der Menge und Gradhältigkeit. 


Die Menge der vorrätigen Spiritus- und 


Branntweinerzeugnisse wird nach dem faktischen 
- Rauminhalte der einzelnen Gefäße und bei un- 


vollständig gefüllten Gefäßen mittels kubischer 
Berechnung festgestellt. 

Kommen Behältnisse von gleicher Größe 
vor, so ist der Inhalt je eines Behältnisses je- 
die Mengenfest- 


Behältnisse. 
Die Gradhältigkeit der anmeldungspflich- 


‚tigen Spiritus- und Branntweinerzeugnisse wird 
mit 
rechnet: 


nachstehenden Durchschnittsziffern be- 


1. bei Spiritus mit 90 Grad, 
2. bei Spiritusessenzen mit 70 Grad, 
8. bei Rum, Cognac, Sliwowitz, Franz- 


| branntwein mit 60 Grad, 


4. bei gewöhnlichem Trinkbranntwein und 


den sonstigen zubereiteten, jedoch nicht ver- 


‚ süßten Branntweingattungen mit 50 Grad, 
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d. bei Likör, Rosoglio und allen versüßten 


_ Branntweingattungen mit 35 Grad Alkohol. 


Art. V. 
= Beamtshandlung der Anmeldung. 


Auf Grund der Anmeldung hat die amt- 


| = liche Erhebung der Menge und der Gradhältig- 
| keit der Spiritus- und Branntweinvorräte im 
| Sinne des Artikels IV zu erfolgen. 


Die ab 1. Oktober 1916 abgesetzten Spiri- 
tus- und Branntweinmengen sind dem amtlich 
erhoberien Vorrate zuzurechnen, hingegen die 


. von der Monopolsverwaltung bezogenen von 
| demselben in Abzug zu bringen. 
| konstatierte Befund, sowie die hiebei ermittelte 
| Nachsteuer sind in die drei Parien der Anmel- 
dung gleichlautend einzusetzen. 


Der amtlich 


Die Partei ist verpflichtet, die bemessene 


 Nachsteuer binnen 8 Tagen bei der Kassa des 


zuständigen Kreiskommandos zu entrichten und 
hat das mit den Einzahlungsdaten versehene 
Pare der Anmeldung dem zuständigen Finanz- 
wachpostenkommando vorzuweisen und das- 
selbe bis Ende November 1916 aufzubewahren. 


Das Finanzwachpostenkommando hat die 
iden zurückbehaltenen Parien der Anmeldun- 
gen mit den Einzahlungsdaten zu versehen und 


hievon je ein Pare mit einem Namensverzeich- 
nisse dem zuständigen Kreiskommando bis 
spätestens 24. Oktober 1916 vorzulegen, hin- 
gegen das verbleibende dritte Pare der Anmel- 
dungen für Kontrollzwecke und zur Über- 
wachung der Einzahlung allfälliger Rückstände 
in Aufbewahrung zu nehmen. 


Art. VI. 


Transporte. 


Spiritus- und Branntweinerzeugnisse, wel- 
che sich während der Nachversteuerung auf 
dem Transporte befinden, hat der Empfänger 
nach Eintreffen in dem Bestimmungsorte binnen 
drei Tagen bei dem Finanzwachpostenkommando 
ordnungsgemäß anzumelden und die entfallende 
Nachsteuer zu entrichten. Für diese Transporte 
haben die Bestimmungen des Art. V auch zu 
gelten. 


Art. VI. 


Kontrollsrecht. 


Die nachsteuerpflichtigen Personen sind 
bis Ende November 1916 verpflichtet, hinsicht- 
lich ihrer Spiritus- und Branntweinvorräte den 
Bezug oder die Entrichtung der Nachsteuer 
auszuweisen und stehen in dieser Hinsicht 
während dieser Zeitperiode unter finanzämtlicher 
Kontrolle, 


Art. VII. 


Strafbestimmungen. 


Wird die vorgeschriebene Anmeldung eines 
am 1. Oktober 1916 vorhandenen Spiritus- 
oder Branntweinvorrates unterlassen, oder die 
angemeldete Alkoholmenge um 10°|, geringer, 
als die vorhandene, befunden, eo ist eine Strafe 
mit dem zwei- bis vierfachen der verkürzten 
Nachsteuer vom Kreiskommando zu verhängen, 


und sind die bis einschließlich 6. Oktober 1916 - 


nicht angemeldeten Branntweinvorräte als ver- 
fallen zu erklären. Im Nichteinbringungsfalle 
der Nachsteuer ist eine entsprechende Arrest- 
strafe zu verhängen. 


Die vorschriftsmäßig angemeldeten Spiri- 
tus- und Branntweinvorräte können, insoferne 
sie den Gegenstand des ärarischen Getränke- 
verschleißmonopoles bilden, ohne spezielle Er- 
mächtigung der Militärverwaltung auf Grund 
der bisherigen Konzessionen bis einschließlich 
15. Oktober 1916 abgesetzt werden. 
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6. Maßnahmen gegen das Banden- 
unwesen. 
Vdg. MGG. IX. Präs. Nr. 13,282/16. 


Das immer mehr umsichgreifende Banden- 
unwesen erfordert — um die öffentiche Sicher- 
heit und den Wohlstand der Bevölkerung zu 
gewährleisten und diese gefährliche Erscheinung 
im Keime zu ersticken — die strengsten Maß- 
regeln. 


Hiezu wird verfügt: 


l. Meldewesen, Kontrolle des Fremdenverkehrs. 


Der strengsten Handhabung des Melde- 
wesens muß ein besonderes Augenmerk zuge- 
wendet werden. 


Die Gendarmerieposten, die Wojte und 
Schultheisse werden angewiesen, die Meldevor- 
schriften und die Führung der Meldebücher 
strenge zu überwachen. 


Bei jeder Gemeinde und Ortschaft — ins- 
besonders aber in den Gastwirtschaften, müssen 
die Meldebücher genau geführt werden. 


Jede Beherbergung eines Fremden muß 
von dem Unterstandsgeber sofort dem Gemeinde- 
(Orts-)Vorsteher gemeldet werden. 


Wer die Beherbergung eines Fremden zu 
melden unterläßt, muß der strengsten Bestrafung 
zugeführt werden. 


Personen, welche Unterkunft suchen, gleich- 
gültig ob in Gastwirtschaiten oder bei der 
Bevölkerung, müssen sich, bevor ihnen Unter- 
kunft gewährt wird, mit Ausweisdokumenten 
legitimieren. 


Sind sie das nicht im Stande, so müssen 


sie sofort verhaftet und durch den Wojt oder ° 


Soltys dem nächsten Gendarmerie- oder Finanz- 
wachposten übergeben werden. 


Wer Banditen oder solchen Individuen, die 
leicht Banditen werden, wie Deserteure, ent- 
wichene Kriegsgefangene u. dgl. Unterkunft und 
Zuflucht gewährt, verfällt der strengsten Be- 
strafung und wird diesbezüglich auf den Pkt. 7 
dieses Amtsblattes und auf die allgemein affi- 
chierte Kundmachung hingewiesen. 


Von der Bevölkerung muß in ihrem eigen- 
sten Interesse ein Verhalten gefordert werden, 
welches alles vermeidet, was der Entwicklung 
des Banditenunwesens besonders förderlich ist. 


2, Ausweisdokumente. HA 


Um eine Überlassung von Ausweisdoku- 
menten an dritte Personen bezw. die Führung 
fremder Ausweisdokumente zu erschweren, 
dürfen alle nach dem 1. November 1916 zur 
Ausstellung gelangenden derlei Dokumente nur 
noch im Wege des zuständigen Gendarmerie- 
postens eingehändigt werden, wo sie mit dem 
Abdrucke des rechten Zeigefingers (in Ermang- 
lung desselben mit dem Abdrucke des rechten 
Mittelfingers, wenn auch dieser fehlen sollte, 
des linken Zeige- bezw. in Ermanglung dieses, 
des linken Mittelfingers) zu versehen sind. | 

Bis 1. November haben alle Inhaber der- 
artiger Dokumente dieselben sofort beim zu- 
ständigen Gendarmerieposten mit dem Finger- 
abdrucke zu versehen. 4 


3. 

a) nächtliche Fahrten. 

In der Zeit vom 1. Oktober bis 15. April 

ist das Befahren der Straßen und Wege oder 
querfeldein, sowohl in- als außerhalb der Ort- 
schaften von 7 Uhr abends bis 6 Uhr früh für 
Fuhrwerke jeder Art strengstens verboten. 
Dawiderhandelnde werden mit empfind- 


lichen Geldstrafen oder Arrest bestraft. E 

Wer zur verbotenen Zeit mit beladenen 
Fuhrwerken fahrend betreten wird, dem sind | 
der Wagen und die Zugtiere samt Last zu be- 
schlagnahmen und dem Kreiskommando mit 
kurzer Anzeige einzuliefern. 4 

Derlei eingelieferte Personen sind sofort 
in Haft zu setzen und werden vor durchge- 
führter Verhandlung nicht in Freiheit gesetzt. = 

Außer der Konfiszierung der gesamten 
Ladung ist ausnahmslos auch auf den Verfall 
der Zugtiere und des Fuhrwerkes zu Gunsten | 
des Ärares zu erkennen, gleichgültig ob. die- | 
selben im Eigentum des ‚Verurteilten stehen 
oder nicht. 7 

Dritten Personen bleibt es unbenommen, 2. 
diesfalls ihre Ansprüche gegen den Vermteilten 
geltend zu machen. = 

Nächtliche Personenfahrten (ohne Frácho 
zur verbotenen Zeit sind nur ganz ausnahms- 
weise und nur im Falle wirklicher Dringlich- 
keit, z. B. Fahrt zu oder von einem bei Nacht 
verkehrenden Eisenbahnzug, in dringenden Fällen 
zum Arzt oder Seelsorger u. dgl. — und nur | 
mit schriftlicher Bewilligung des betreffenden 
Gendarmerie-Posten-Kommandanteu gestattet 


Die Gendarmerie-Posten-Kommandanteı 
werden angewiesen, derlei Bewilligungen nu: 
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an als vollkommen verläßlich und unverdächtig 
bekannte Bewohner, und nur in dringendsten 
Ausnahmsfällen zu erteilen. 
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Fuhrwerksbesitzern, welche für den Loko- 
Il’ verkehr zu und von den Bahnhöfen ein Patent 
gelöst haben, ist diese Bewilligung allmonatlich 
|) im Vorhinein auszustellen. Der Verkehr ist je- 
‚ doch strenge zu kontrollieren. 


b) Sperrstunden, Bewegungsfreiheit der Be- 


völkerung. 


Die Sperrstunde für Schank- und Gast- 
‚ lokale wird in den Ortschaften Janöw, .Krasnik, 
` Zaklików, Annopol und Modliborzyce auf 


| 10 Uhr, in allen anderen Ortschaften auf 9 Uhr 
I abends festgesetzt. Alle übrigen Geschäfte 
|I müssen in allen Ortschaften um 9 Uhr abends 
gesperrt sein. 

Der Bevölkerung wird gestattet, sich von 
' 6 Uhr früh bis 10 Uhr abends auf der Gasse 
r zu bewegen. Dringende, unaufschiebbare Gänge 
zum Arzte, Seelsorger oder in die Apotheke, 
sind von dieser Beschränkung ausgenommen. 


Um Raubüberfällen vorzubeugen, ist der Be- 
völkerung nahezulegen, daß die Marktbesucher 
einer Gemeinde oder Ortschaft den Hin- und 
| Rückweg tunlichst gemeinsam bei Tage zurück- 
El legen, sich in Gasthäusern nicht lange auf- 
| halten und niemals Geld zeigen oder sehen 
lassen sollen. 


= Mit der Überwachung der ad a) und b) 
verfügten Maßnahmen werden die Gendarmerie, 
' Finanzwache, Ortspolizei, Wojte und Schul- 
‚theisse betraut und ist Jedermann verpflichtet, 
 zweckdienliche Anzeigen zu erstatten. 


Hiemit tritt die Verordnung des Kreis- 
` kommandos im Amitsblatte Nr. 20, Punkt 13, 
‚ außer Kraft, 


4. Unerlaubter Besitz von Waffen u. Munition. 


Gegen die unrechtmäßigen Besitzer von 
| Waffen oder Munition wird mit der größten 
Strenge vorgegangen werden. 


= Die Bevölkerung ist daher wiederholt auf- 
zuiordern, unrechtmäßig in ihrem Besitze be- 
indliche Waffen oder Munition freiwillig ab- 
liefern und Personen, welche sich unrecht- 
äbig im Besitze von Waffen und Munition 
finden, dem Wojt, Schultheiß oder dem 
ächsten Gendarmerieposten anzuzeigen. 


ð. Ersparnisse der Bevölkerung. 


Die Erfahrung hat gezeigt, daß den Ban- 
diten selbst bei einfachen Landleuten unver- 
hältnismäßig hohe Geldbeträge in die Hände 
fielen, was darauf hinweist, daß die Bevölkerung 
in Ermanglung von Sparkassen ihre Ersparnisse 
in Bargeld zu Hause verwahrt. 


Die Gemeinden werden angewiesen, der 
Wiederaufnahme der Tätigkeit von Gemeinde- 
sparkassen näher zu treten und hierüber bis 
ld. November dem Kreiskommando antrag- 
stellend zu berichten. 


6. Geldprämien. 


Für die Mithilfe bei Entdeckung von Ban- 
diten und solchen Leuten, welche Banditen 
unterstützen oder unbefiugter Weise Waffen 
besitzen, werden vom Kreiskommando Geld- 
prämien erfolgt, deren Höhe sich je nach der 
Gefährlichkeit der Banditen, sowie nach der 
Schwere des begangenen Verbrechens richtet. 

Auf Organe des öffentlichen Dienstes findet 
dies keine Anwendung. 


7. KUNDMACHUNG. 


Im hiesigen, bis nun vom Banditenunwesen 
verschont gebliebenen Kreise sind in letzter 
Zeit 3 Raubüberfälle vorgekommen. 

Dies ist nur darauf zurückzuführen, daß 
die Zivilbevölkerung den Banditen und insbe- 
sondere den entwichenen russischen Kriegs- 
gefangenen, aus deren Reihen sich die Banditen 
zumeist rekrutieren, Vorschub leistet, denseiben 
Verpilegung und Unterschlupf gewährt und sie 
von den Nachforschungen der Gendarmerie 
verständigt. 

Es wird neuerlich verlautbart, daß Raub, 
Versuch und Mitschuld daran, sowie Begünsti- 
gung entwichener Kriegsgeflangener durch Be- 
herbergung u. dgl. standrechtlich behandelt und 
mit dem Tode durch den Strang bestraft werden. 


Außerdem hat das Armee-Oberkommando 
mit Erlaß K. Nr. 3157/16 verfügt: 

1. Häuser, bezw. Ortschaften, die solchen 
Verbrechern als Zufluchtstäite (Versteck) ge- 
dient haben, werden, falls die Anzeige darüber 
nicht rechtzeitig erstattet wurde, niedergebrannt, 

2. Gemeindevorsteher, die nachgewiesener-. 
maßen von der Anwesenheit von Räubern in 
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ihrem Bereiche Kenntnis hatten und die An- 
zeige unterließen, werden ais Mitschuldige 
behandelt. 


3. In verdächtigen Ortschaften werden 
Geiseln ausgehoben. 

Es liegt im eigenen Interesse der Zivilbe- 
völkerung, daß dieselbe durch sofortige An- 
zeige aller sich im Kreise herumtreibenden ver- 
dächtigen Individuen und insbesondere russischen 
Kriegsgeiangenen, die Anwendung der ange- 
drohten Maßregel vorbeugt. 

Auf die Aufdeckung von Räubern werden 
vom Kreiskommando jeweilig Prämien aus- 
gesetzt. 

Dies ist durch die Herren Pfarrer, Lehrer, 
Wojte und Soltysse allgemein zu verlautbaren. 


8. Missionspredigien — Lie, Beigert. 
ad K. U. Nr. 105046. 


Der Jesuitenordenspriester P. Stanislaus 
Lie begibt sich mit einer vom AOK ausge- 
stellten Legitimation von Krakau nach Lublin 
zur Übernahme des Amtes eines Spiritualen 
des Priesterseminars. 

P. Johann Beigert, ebenfalls Jesuitenordens- 
priester, wird das k. u. k. Okkupatiousgebiet 
zum Zwecke der Abhaltung von Exerzitien und 
Volksmissionen bereisen. 

Dem Wirken der. Genannten ist die mög- 
lichste Unterstützung und das größte Entgegen- 
kommen zu gewähren. 


9, Approvisionierung. 
Vdg. E. V. Präs. Nr. 13901/16. 


1. Höchstausmaß der zum Verbrauche für die 
Bevölkerung bestimmten Getreidemengen. 
a) jür die Produzenten 366 y Brotgetreide 
==800 g Mehl pro Kopf und Tag; 
b) für Nichtproduzenten bleibt weiter 
250 y Brotirucht = 200 g Mehl. pro Kopf 
und Tag; 
ec} die Futterquote wird pro Pferd und Tag 
mit 178 ky Hafer festgesetzt. Die Verfütterung 
von Gerste ist somit verboten. 
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Gerste zählt fortab als Brotirucht. 


Hiemit werden die im Amtsblatte Nr. 18, 
Punkt 8, verlautbarten Ausmaße außer Kraft 
gesetzt. 


2. Unbefugter Handel und Schmuggel mit 
landwirtschaftlichen Produkten. 


a) Gegen den unbefugten Handel, insbe- 
sonders aber gegen den Schmuggel wird nun- 
mehr schonungslos vorgegangen. 


Wegen Übertretung der diesbezüglichen. 
Vorschriiten angehaltene Personen sind sofort 
in Haft zu nehmen und dem Kreiskommando 
einzuliefern und dürfen vor durchgeführter Ver- 
handlung nicht in Freiheit gesetzt werden. 


b) Außer der Konfiszierung des unbefugt 
verhandelten bezw. geschmuggeltem Gutes, wird 
regelmäßig auf Verfali der Zugtiere und Wagen, 
mit weichen die Ware geführt wurde, erkannt, 
gleichgültig ob dieselben Eigentum des Verur- 


teilten sind oder nicht. Dritten Personen bleibt 
es unbenommen, diesialls ihre Ansprüche gegen 


den Verurtekten geltend zu machen. 


8. Maßnahmen zur Erzwingung der klaglosen 
Ablieferung der Getreidekontingente. 


Die bisher mit 30 K per 100 %y festge- 
setzte Geldstrafe für nicht oder nicht rechtzeitig 


erfolgte Ablieferung des Getreides wird ver- 


doppelt. 


Bei Zahlungsunfähigkeit wird der ential- 
ende Betrag in Natura (Vieh etc.) eingetrieben, 


Wo die Lieferung stockt, werden den Pro- 
duzenten guts- und dorfweise wöchentlich 
abzustellende Mengen zur Ablieferung vorge- 
geschrieben. : 

Die Nichtablieferung wird gleichfalls mit 
einer Konventionalstrafe in der Höhe von K 60 
per fehlende 100 ky bestraft. En 


Meierhöie, weiche gedroschenes Getreide 
für den Kontingent bereits abfuhrbereit haben, 
mögen das Quantum ehestens bei der landwirt- 


schaftlichen Abteilung des Kreiskommandos 
oder beim nächsten Monopol-Getreidemagazin 
anmelden. | 


Kleinere Lieferungen als ein Waggon 
können ohne vorherige Anmeldung sofort an 
das nächste Monopol-Getreidemagazin abge- 
führt werden. Ge Be 


= 10. Mahlbewilligungen. 
AOK Nr. 37307j1 u. WA. 51483/16. 


> Ab 10. d. M. sind im Verkehre mit Ge- 
| treide und Mahlprodukten folgende Vorschriften 
| gültig: i 

= Das Recht zum Ausstellen von Mahlbe- 
_ willigungen haben: 

= 1. Für die Landbevölkerung die Ge- 
 meindesekretäre (Schreiber) in Vertretung 
des Notstandhiliskomitees. 


Dieselben müssen mit der 
„Sekretarz gminy“ versehen sein. 


Stampiglie 


= 2. Jene Meierhöfe, welche ein separates 
- Kontingent erhalten haben, vom Kreisbeirate 
hiezu bevollmächtigt sind und unter der Auf- 
. sicht des örtlichen Notstandhilfskomitees stehen 
und zwar nur für den eigenen und der Knechte 
Bedarf. Die Mahilbewiliigungen müssen mit 
einer ne des Meierhofes versehen sein. 


5 8. Syndikat — die Mahlbewilligungen 
sind ai der eigenen Stampiglie zu versehen. 


Das Syndikat kauft und vermahlt das Ge- 
treide auf Grund einer Vollmacht des Kreis- 
= Notstandhilikomitees. 


= Die im Punkt 9 festgesetzten Tagesrationen 
für die Produzenten und für Nichtproduzenten 
_ dürfen nicht überschritten werden und dienen 
als Grundlage zur Verrechnung für die Ge- 
neindesekretäre (Schreiber), Notstandhilfsko- 
mitees und Meierhöfe. 


= Die Mahlbewilligungen sind für die Ge- 
meinden, Meierhöfe und Syndikate die gleichen. 


Die Evidenz über die Mahlbewilligungen 
muß gewissenhaft und genau geführt werden. 


 Hiedurch erfahren die im Amtsblatte 
Yr. 18, Punkt 3, verlautbarten Vorschriften 
ine entsprechende Abänderung. 


11. Hülsenfrüchte, Kleearten, 
= Beschlagnahme. 
Vag. MGG. W. F. Nr. 82858/16. 


Gemäß Verordnung des Armeeoberkom- 
ndanten vom 11. Iuni 1916 (VBI. d. k. u. k. 
V. P., Nr. 61) bestimme ich: 

$ 1. Die Verordnung des MGG. F. Nr. 
= Sn die Blue des Handels- 
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verkehres mit Kleesamen und Hülsenfrüchten, 
wird auf sämtliche Kleearten ausgedehnt. 
Der Beschlagnahme unterliegen daher: 
Wicke, Pferdebohne, Peluschke, Lupine, 
Seradella, Rotklee, Weißklee, Bastardklee, Wund- 
klee, Hornklee, Luzerne und Hopfenluzerne. 


Der Handel mit Grassamen aller Art 


(Thimotee-, Raygräser u. s. w.) unterliegt inner- - 


halb des MGG.-Bereiches keinerlei Beschrän- 
kungen. 


$ 2. Nichtproduzenten, bei denen sich 
zurzeit Vorräte von beschlagnahmten Sämereien 
befinden, haben dies sofort unter genauer An- 
gabe der Mengen beim zuständigen Kreiskom- 
mando anzumelden. 


Nach dem 15. Oktober werden alle nicht- 


angemeldeten Vorräte an beschlagnahmten Sä- 
mereien konfisziert, welche bei Personen vor- 
geiunden werden, die weder Produzenten sind, 
noch eine vom MGG. ausgestellte Legitimation 
vorweisen können, welche sie zum Ein- resp. 
Verkaufe solcher Sämereien berechtigt. 


12. Verwertung von Kartoffelkraut etc. 
MGG.-Befehi Nr. 63, Punkt 20. J. Nr. 19854/16. 


Alle Truppen und Anstalten des Kreises 
werden beauftragt, nach der Ernte das Kar- 
toffelkraut nach vorheriger Trocknung an die 
Fassungsstelle Kraśnik abzuführen. 


Auch Bohnen-, Erbsen- und Kukuruzstroh 
ist zu sammeln und abzuführen. 


Die Fassungsstellen rechts der Weichsel 
haben dieses Kraut an die Fassungsstelle in 
Lublin in ganzen Waggonladungen zu senden, 
welche es zu einem nahrhaften, leicht verdau- 
lichen Pflanzenmehl verarbeiten und dasselbe 
für die Kleintierzüchterei ausgeben wird. 


13. Verwertung der Hopfenranken. 


Hopfenranken sollen gesammelt, getrock- 
net, nachher in luftigen Lagerstätten vor Fäul- 
nis und Schimmel geschützt, untergebracht 
werden. 


Das so eingebrachte Quantum ist der LA. | 


des k. u. k. Kreiskommandos anzumelden, welche 
das Weitere veranlassen wird. 
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14. Ausnützung der Ausreuter und 
Ausputz von Getreide. 
Vdg. W. F. Nr. 82 526/16. 


Um alle irgendwie verwendbaren Produkte 
in geeigneter Form einer Nutzung zuzuführen, 
ist dahin zu wirken, daß Ausreuter und Aus- 
putz von Getreide, Ölfrüchten, Hülsenfrüchten 
u. s. w. nicht vernichtet oder` weggeworfen, 
sondern der Kraftfutterfabrik des MGG. in Lublin 
zum Kaufe angeboten werde. 

Derselben wurde die Organisierung und 
Durchführung des Ankaufes, ebenso wie die 
Bestimmung des Preises überlassen. 


15. Vertilgung der Feldmäuse. 
Z. F. Nr. 104 163. 


Im Falle ein großes Auftreten von Feld- 
mäusen bemerkt wird, sollen die Gemeinden 
und Meierhöfe eine energische Aktion zur Ver- 
tilgung der Feldmäuse mit Strychninhafer vor- 
nehmen. Das Kreiskommando ist geneigt, 
entsprechende Mengen Strychninhafers für die 
Gemeinden. und Meierhöfe zu bestellen. Die 
Kosten dürften sich auf za. 1800 K pro 1000 
Joch belaufen. (K 1:80 per 1 joch.) 

Nähere Informationen erteilt die landwirt- 
schaftliche Abteilung des Kreiskommandos. 


16. Aufnahme Freiwilliger für den 
Finanzwachdienst. 
F. A. Nr. 106.502. 


Das k. u. k. Armeeoberkommando hat mit 
Erlaß M V. P. Op. Nr. 66390/16 die weitere 
Heranziehung freiwillig sich meldender Ein- 
- wohner des Okkupationsgebietes zum aushilfs- 
“weisen Dienste bei der Finanzwache nach vor- 
heriger Schulung beim K. u. k. Finanzwach- 
-kommando des MGG. in Lüblin genehmigt. 

Die Bedingungen zur Aufnahme der sich 
` Meldenden ist nebst physischer Eignung: 
a) die volle Beherrschung der polnischen 
Sprache in Wort und Schrift (jene, "welche 
> auch der deutschen Sprache mächtig sind, 
haben Vorzug); 


‚mich auf die Dauer dieses Dienstes allen, die 


b) eine der ihnen zufallenden Dienstes- a 
sphäre entsprechende Intelligenz ; = 


c) makelloses Vorleben; 


d) ein Alter von über 18 bis höchstens | 
32 Jahren; i 


e) Besitz einer mitzubringenden warmen | 
Decke, guter warmer Kleidung, ebensolcher 
Beschuhung und Wäsche; 4 


f) schließlich die Verpflichtung, mittels | 
eigenhändig zu schreibenden und zu unterschrei- | 
benden Reverses, zum mindest zweijährigen | 
Dienste und Unterwerfung durch diese Zeit | 
allen, die Finanzwache bindenden disziplinar- | 
und strafgerichtlichen Bestimmungen. a 


Das Militärgeneralgouvernement kann je- a 
doch diesen Angestellten jederzeit ohne Angabe | 
der Gründe vom Dienste entheben. 3 


Minderjährige haben sich mit der schrift- 1 
lichen Einwilligung des Vaters (Vormundes), 1 
welche von der Gemeinde bestätigt sein muß, | 
auszuweisen. 3 

Diese Leute erhalten an Gebühren: 

1. das jeweilige Etappenrelutum (derzeit 4 
täglich) 3 K901 

2. Löhnung, täglich 2 K 74 hi 
1K20h 


10 zu 10 Tagen im Vorhinein ausbezahlt. | 


ə. Feldzulage „ 


von 


Das halbfache Etappenrelutum wird jedoch i | 
diesen Personen bei auswärtigen Dienstver- | 
richtungen nicht zugestanden. z 


Außerdem erhalten sie die Bekleidung i | 
zw.: 1 Mantel, 1 Bluse, 1 Hose, ] Kappe | 
und 1 Paar Schuhe. SE 


Die schriftlichen Gesuche samt notwen- | 
digen Originaldokumenten sind von den Be- | 
werbern beim k. u. k. Kreiskommando persön- 
lich zu überreichen. SE 


REVERS. 


Ich verpflichte mich hiemit, im Aushilfs- 
dienste bei der Finanzwache des k. u. k. Ok- 
kupationsgebietes Polens mindestens 2 Jahre 
ununterbrochen zu dienen, sowie alle Befehle 
und Anordnungen zu befolgen und unterwerfe 


k. u. k. Finanzwache bindenden Disziplinar- 
und strafgerichtlichen Bestimmungen. 


ES Si p3 3 
| 
| 3 
| 
| 
i| 


| Gegen eine vorzeitige, seitens des k. u. k. 
Militärgeneralgouvernements eventuell verfügte 
Dienstesenthebung steht mir kein Recht zu, 
irgend welche Einwendungen oder Ersatzan- 


| sprüche zu erheben. 


Datum: 


| Unterschrift: 


2 Zeugen: 


= 17. Aufforderung zur Offertstellung 
; vonPrivatwaldbesitzern auf Lieferung 
‚, von Eisenbahnschwellen, Brücken- 
= und Extrahölzern. 


F Mit Erlah ZI. 66447;P vom 18./8 1916 
= des AOK. wurde die Heranziehung der Privat- 
| waldbesitzer der okkupierten Gebiete zur Si- 
cherung desBedarfes an Bahnschwellen, Brücken- 
und Extrahölzer angeordnet. 


| Es werden daher die P. T. Privatwaldbe- 
 sitzer eingeladen, ehest Offerte auf oben ge- 
| nannte Hölzer, hauptsächlich aber Eisenbahn- 
| schwellen dem k. u. k. Kreiskommando Janów 
| einzusenden. 


Die Offerte haben zu enthalten: Holzart, 
| Anzahl und den Preis franko Waggon der zu 
- liefernden Schwellen, Brücken- oder Extrahölzer; 
| für Eisenbahnnormalschwelien ist ein Höchst- 
| preis von 450 K franko Waggon bestimmt. 


E Allgemeine Lieferbedingungen für Eisen- 
‚ bahnoberbauschwellen, Brücken- und Extra- 


‚hölzer werden nachstehend auszugsweise ver- 
lautbart. 


Interessenten können die genauen Bedin- 
gungen jederzeit beim k. u. k. Kreisforstamte in 
| Zaklików einsehen, wo ihnen auch jede Aus- 
„ kunit über die zulässigen Dimensionen an der 
| Hand von Skizzen gegeben werden wird. 


LIEFERBEDINGUNGEN 
(auszugsweise) 


A) Brücken- und Extrahölzer: 


1. Die Hölzer müssen aus geraden, voll- 
ommen gesunden, auf trockenen Boden ge- 
achsenen, außer der Saftzeit (in der Zeit vom 
IX. bis 15. MI.) gefällten Bäumen erzeugt sein. 


EEE 


Se 


9. Föhren- oder Kieferhölzer dürfen nur 
aus harzreichen Bäumen, welche vorher nicht 
zur Harznutzung herangezogen wurden, erzeugt 
werden. 


8. Die Hölzer müssen vollkommen gesund 
und möglichst astirei sein und weder faule, 
morsche oder wurmstiche Stellen, noch Risse 
oder Anbrüche haben. Hölzer, welche obigen 
Bedingungen nicht entsprechen, sind von der 
Übernahme ausgeschlossen. 


4. Die Hölzer sollen im allgemeinen so 
geschnitten sein, daß der Kern möglichst ent- 
fernt ist oder aber sollen durch den Kern ge- 
schnitten sein; Kern dürfen nur jene Hölzer 
enthalten, deren Erzeugung aus jungen, seiner 
Stärke nach um ein Stück lieferndem. Holze 
erfolgt. 


ð. Gesäumte Hölzer müssen an allen vier 
Seiten rechtwinkelig zu einander mit der Säge 
eben geschnitten überall gleich breit, stark 
und scharfkantig sein; die Stirnflächen sind 
rechtwinkelig zur Längsachse zu beschneiden. 


6. Alle gesäumten oder bezimmerten Hölzer 
müssen von Rinde, Eichenhölzer sowie Hölzer 
für Werkstättenzwecke auch vom Splinte voll- 
kommen befreit sein. 


7. Windschiefe, drehwüchsige oder über 
die Faser geschnittene Hölzer werden nicht 
übernommen. 


B) Schwellen: 


1. Zulässige Holzarten (hier vorkommend) 
sind Eichen (Zerreichen ausgeschlossen), Kie- 
fern und Lärchen ; letzteren beiden dürfen nicht 
zur Harznutzung herangezogen worden sein. 


2. Die Schwellen müssen vollkommen ge- 
sund sein; die zur Erzeugung verwendeten 
Bäume sollen außer der Saftperiode,. d. i. in 
der Zeit vom 15. Oktober bis 15. März gefällt 
und auf trockenen Boden gewachsen sein. 


Schwammiges, überständiges, ersticktes, 
kernschädiges, kernfaules oder mit Faul- oder 
Eisrissen etc. versehenes Material wird nicht 
übernommen, 


3. Die Schwellen müssen in der Richtung 
der Holzfaser geschnitten oder bearbeitet sein. 


18. Tierärztliche Kurpfuscherei. 
Exh. Nr. 28188 


Da durch die Behandlung kranker Tiere 
durch Kurpfuscher die Tierseuchen zweckmäßig 
nicht bekämpft werden können, wird im Sinne 
der MGG-Vdg. H. Nr. 101801 vom 15. Sep- 
tember 1916 und laut § 220 des russischen 
Sanitätsgesetzes, letzte Ausgabe, Folgendes an- 
geordnet: 


1. Mit der tierärztlichen Praxis dürfen sich 
nur die diplomierten Tierärzte befassen ; 


9. wer kein diesbezügliches Zeugnis be- 
sitzt, darf sich mit keinem Zweige der tier- 
ärztlichen Praxis befassen; 


3. die Übertretungen dieser gesetzlichen 
Bestimmungen unterliegen der Bestrafung durch 
die Gerichte; 


4. den Wojten, Soltysen und den Gen- 
darmeriepostenkommanden wird zur strengsten 
Pflicht gemacht, alle ihnen zur Kenntnis ge- 
langten Fälle von Kurpfuscherei dem Gerichte 
zur Anzeige zu bringen. 


19. Kontrolle der Melasse. 
(MGG. Z. E. Nr. 105417.) 


Um Mißbräuche im Verkehre mit Melasse 
hintanzuhalten, wird verfügt: 


Die bei Melassekäufen vereinbarten Preise 
gelten für eine Dichte der gelieferten Melasse 
von 40° Beaume, gemessen bei Zimmertem- 
peratur (16—20° C.). 

Wenn gelieferte Melasse bei der Übernahme 
eine geringere Dichte als 40° Beaume zeigt, 
so ist für jeden Grad Beaumé '/,, des pro 
100 ky vereinbarten Kaufpreises in Abzug zu 
bringen, wenn die Dichte noch mehr als 35° 
Beaumé beträgt. 
die Ware 35" Beaume oder weniger beträgt, 
ist für jeden Grad Beaum& der Preis pro 
100 ky um *j,. desselben zu vermindern. 
Melasse von einer. Dichte unter 30° Beaume 
und solche, die deutlich sauer reagiert, ist 


nicht lieferbar. 


. Für jedes Grad Beaume, den: die gelieferte 
 Melasse über 40” Beaume zeigt, ist der Kauf- 
preis pro 1009 %y um '/ıo desselben zu erhöhen. 


Bei Melasselieferungen, wo 


Jedoch darf diese höhere Dichte nur. durch 
höhere Konzentration und nicht durch irgend 
welche Zusätze, welche solche Melasse von der 
Lieferbarkeit ausschließt, bedingt sein. 


20. Leuchtpetroleum, Verwendung. 
(MGG. W. F. Nr. 81525/16.) 


Angesichts der Notwendigkeit, das Leucht- 
petroleum sowie auch das Rohöl, welches zur 
Erzeugung von Leuchtpetroleum dient, aus- 
schließlich für Beleuchtungszwecke zu reser- 
vieren, wird angeordnet, daß alle gewerblichen 
und landwirtschaftlichen Motore, welche Petro- 
leum’oder Rohöl als Betriebsstoff verwenden, 
derart umgeändert werden, daß dieselben mit - 
Gasöl, Benzin oder Benzol arbeiten können, 
was im Allgemeinen durch eine einfache Um- 
änderung am Vergaser leicht möglich sein wird. 


Ausnahmen von diesem Verbote, Leucht- 
petroleum oder Rohöl zum Maschinenbetriebe 
zu verwenden, können nur von der WVZ. über = 
Antrag des Kreiskommandos gemacht werden, 
wenn es sich um den Betrieb von Dieselmo- 
toren handelt. | 


21. Umrechnungskurse für Mark, 

Krone, Lewa-Krone und Drachmen- 
Krone. 

(Ad J. Nr. 19496/16) 

Es haben bis auf Weiteres für die mili- - 


tärischen Kassen folgende Umrechnungskurse 
zu gelten: 


100 Mark gleich 144 K. (K.M.Abt.15B. 


Nr. 3755/16) 
100 Lewa 115 „ (K.M.Abt.15B. 
Nr. 3756/16) 
100 Drachmen ,, 132 „ (K.M. Abt. 15B. 
`- Nr. 3721/16) 


115 „ (K.M.Abt. 15B. 


Li  „ in 
Nr. 3754/16) 


See 


22. Weichsel-Flußschiffahrt. 


Zahl 24495 Dr. G./B der k. u. k. Warenver- 
kehrszentrale in Krakau. 


= Die Firma Buszczynski & Burtan in Krakau 
hat vom k. u. k. Kriegsministerium das alleinige 
| Schiffahrtsrecht auf der Weichsel erhalten. 
Dieselbe verfügt über mehrere Galeeren 
i| und Motorboote und können diese auch als 
- Transportmittel bei Sendungen privater Natur 
| herangezogen werden. 
| Industrielle und Kaufleute können sich 
wegen Inanspruchnahme dieses Transportmittels 
ı der Vermittlung der WVZ. in Krakau bedienen. 


23. Erhöhung der Postgebühren. 


| Verordnung des Armeeoberkammandanten vom 
a 20. September 1916. 


BES 81. 
' Vom 1. Oktober 1916 an werden die Post- 
| gebühren für den inneren Verkehr des k. u. k. 
| Okkupationsgebietes in Polen sowie für den 
| Verkehr mit dem k. u. k. Okkupationsgebiete in 
| Serbien und Albanien, mit Montenegro, Öster- 
| reich-Ungarn und Bosnien-Herzegowina wie 
| folgt, festgesetzt.: 

1. Briefe: 

Für einen Brief bis 20 g 
für je weitere 20 yg 


. Postkarten: 
Für eine einfache Postkarte oder je- 
= den Teil einer Doppelpostkarte 
und zwar: 
a) für eine von der Postverwaltung 
ausgegebene Postkarte mit einge- 
= drucktem Postwertzeichen . 8 
b) sonst . ; : 2 5 10 
8. Drucksachen: | 
Für je 50 g (Höchstgewicht 2 kg). 3 h 
. Warenproben: 


< Für je 509 (Hochsigewicht 3 850 y) 5 
=- wenigstens aber . =10 


Mischsendungen (aus chen und 
=  Warenproben zusammengepackte 
Sendungen): 


Für je 50 g a 2 2 


öh 
wenigstens aber . 10h 


6. 


~] 


Einschreibegebühr: 
Für jede Sendung . 5 . 25 h 


. Wertbriefe: 


a) die Gebühr wie für einen einge- 
schriebenen ` Brief von gleichem 
Gewichte und 

b) die Wertgebühr : 
für je 300 K des angegebenen 

Wertes oder den Son 

Teil davon 10 
Die Gesamtgebühr für einen Werk 

brief beträgt wenigstens . .60h 


. Pakete: 


bis ð kg . € : : ; . 80 h 


. Postanweisungen : 


Die Gebühr setzt sich zusammen: 
a) aus der Grundgebühr von . pN 
für jede Postanweisung, 
b) aus der Wertgebühr von . - De 
für je 50 K oder den angefan- 
genen Teil davon. 


. Mit Nachnahme belastete Pakete: 


Gebühren bei der Aufgabe: 

a) die Gebühr für die Sendung wie 
für eine gleichartige Sendung ohne 
Nachnahme, 

b) die Vorzeigegebühr von ‚10h 

Gebühren im Falle der Einlösung 

der Nachnahme: 

Für die Übermittlung des einge- 
zogenen Betrages wird die gewöhn- 
liche Postanweisungsgebühr einge- 
hoben. 

Sie wird vom Nachnahmebetrage 
abgezogen. 


. Avisogebühr: 


Für die Zustellung einer Postanwei- 
sung oder eines Avisos zu einem 
rekommandierten Briefe, Wert- 


briefe oder Pakete 5 h 


. Für die Benachrichtigung über unbe- 


stellbare Pakete : 
Die Gebühr beträgt . i 

Sie ist bei der Aetolguig des 
Benachrichtigungsschreiben zu ent- 
richten. 


.25 h 


. Für die Auszahlungsermächtigung: 


bei Verlust usw. einer Postanweisung: 
Die Gebühr beträgt 3 

Sie ist bei Anmeldung des Ver- 
lustes usw. zu entrichten. 


= 
? 
ks 
$ 


aIr 


14. Für die Nachforschung nach der rich- 
tigen Abgabe einer bescheinigten 
Sendung: 


Die Gebühr beträgt ; . 25 h 
Sie ist bei Stellung des Verlan- 

gens nach Nachforschung zu ent- 

richten. 

15. Verzollungsgebühr : 

für die postamtliche Freimachung : 

für jedes Paket ; ; ; .25 h 

für jede Briefpostsendung ; = oh 


§ 2. 

Diese Gebühren treten nur für jene Gat- 
tungen von Sendungen in Kraft, welche in den 
eingangs erwähnten Verkehrsbeziehungen je- 
weilig zugelassen sind. 


8 3. 


Für die im Verkehre mit Deutschland und 


- dem Generalgouvernement Warschau zugelas- 


senen Briefpostsendungen gelten die gleichen 
Gebühren. 


Die Postanweisungsgebühr im Ver- 
kehre mit Deutschland und dem General- 
gouvernemente Warschau beträgt 

für je 50 K oder den angefangenen 
Teil davon. 


ERZHERZOG FRIEDRICH, FM., m. p. 


24. Steckbrief-Widerruf. 


Die im Amtsblatte Nr. 16, Punkt 14, vom 
15./8: 1. J. veröffentlichten Steckbriefe wider 
Stanislaus Lukaszik und Stefan Lukaszik, beide 
aus Majdan bobowski, Gemeinde Urzedöw, 
werden zufolde Selbstmeldung der Genannten 
widerrufen. 


25. Verurteilungen. 


Vom k. u. k. Militärgerichte in Janów 
wurden verurteilt: 


Stelmach Stanislaus aus Rzeczyca zieman- 
ska, Gemeinde Trzydnik, wegen Verbrechens 


des Diebstahles nach &$ 457, 
verschärften Kerkerstrafe in der Dauer von 
3 Monaten, 


459 MStG., zur 


Opasala Simon aus Urzedöw, wegen Ver- | 
gehens der Ehrenbeleidigung nach 8760 MStG,, 


zur verschärften 14 tägigen Arrestsrafe, 


Spryszak Dominik aus Moczydio, Gmde. 
Brzozöwka, wegen Vergehens gegen die Sicher- 


heit des Lebens nach $ 599 MStG., zu stren- 


gem verschärften Arreste in der Dauer von 
2 Monaten, 


Porzadny Michael aus Lychöw, Gmde. 


Trzydnik, wegen Verbrechens des Diebstahles 


nach 88 457, 459 MStG., 


zu schwerem, ver- 


schärften Kerker in der Dauer von 2 Jahren. 


josek Hochmann, 


| 26. Nachforschung nach dem Täter. | 


. 16 Jahre alt, geboren 


und zuständig in OZaröw, Kreis Opatöw, wegen 
Übertretung des Diebstahles in Untersuchung, 


ist geflüchtet. 


Sein Aufenthalt ist dem Friedensgerichte | 
in Gościeradów bekanntzugeben, er selbst zu 


verhaften. 


27. Verurteilungen. 


Im September 1. J. wurden von dem Frie- 
densgerichte in Janów folgende Urteile gefällt: 


1. Stefan Sowa aus Janów wegen Preistrei- 


berei (Seife) 50 Kronen Geldstrafe; 


2. Abraham Tajchman 
Preistreiberei (Leder) 200 Kronen Geld- 
strafe ; 


x 


aus Janów wegen 


8. Schloma Tropper aus Modliborzyce wegen — 


Preistreiberei (Leder) 109 Kronen Geld- 
strafe ; 2 
4. Ciwka Ehrlichmann aus Pulankowice, 4 
Gemeinde Wilkołaz, wegen unbefugten 


Schnapshandel 50 Rubel Geldstrafe wd = 


2 Wochen Kerker; 


9. Franz Krystelli aus Annopol wegen unbe- 


fugten Spiritushandel 25 Rubel Geld- 
strafe ; = 
6. Sura Goldner aus Kosin wegen unbe- 


fugten Schnapshandel 25 Rubel 


strafe. 


> Je 


28. Gendarmerie-Posten-Aufstellung. 


Folgende Gendarmerie-Posten wurden neu 


aufgestellt : 
Lipa, Gemeinde Zaklików 
Boby, 3 Urzędów 
Szklarnia, „ Kawęczyn 
Batorz, 5 Chrzanöw 
Trzydnik d. „ Trzydnik > 
Godziszów „ Kawęczyn 


l Letzterer wird nach Fertigstellung der 
Ubikationen in die Ortschaft Kawęczyn verlegt. 


29. Transportmittel-Anmeldung und 
Klassifikation. 


Das k. u. k. Militärgeneralgouvernement 
hat auf Grund der Verordnung des AOK. vom 
22. Dezember 1915 mittels Verordnung vom 
26. September 1916, VIIL., Nr. 66000/16,5 die 
Kiassifikation der Transportmittel angeordnet. 


 Bezugnehmend auf die Bestimmungen des 
- Amtsblattes Nr. 3 vom 2. Feber 1916, Punkt 5, 
wird Folgendes anbefohlen: 


Zwecks Durchführung dieser Klassifikation 
= Sind die Besitzer der Transportmittel verpflich- 
tet, diese in der Zeit vom 17. Oktober 1916 

- 8 Uhr früh, bis 31. Oktober 1916 6 Uhr abends 
schriftlich, vermittels der bereits am 13.d.M. an die 
Gemeindeämter versandten Anmeldungsscheine 

= oder mündlich bei der zuständigen Gemeinde- 
= vorstehung (Wójt oder Soltys) anzumelden. 


D Für die Richtigkeit der Anmeldungsscheine 
bezw. Entgegennahme der mündlichen Anmel- 
dungen sind die Wöjte (Soltyse) verantwortlich. 
Im Falle der mündlichen Anmeldung sind die 
= Anmeldungsscheine seitens der Gemeindevor- 
= stehungen auszufüllen. Die Wòjte und Soltyse 
haben mit aller Strenge darauf zu achten und 
‚sind hiefür verantwortlich, daß alle Transport- 
mittelbesitzer ihrer Anmeldungspflicht genaues- 
tens nachkommen, 


Die in Benützung (Miete, Pilege) der Be- 
‚sitzer stehenden ärarischen Pferde sind nicht 
nzumelden. 


innerhalb 


Die Anmeldungsscheine sind unentgeltich 


seitens der Wöjte und Soltyse an die Trans- 


portmittelbesitzer auszufolgen. Die Bevölkerung | 


‚ist zu belehren, daß die Anmeldung der Trans- 


portmittel sowie auch ihre Vorführung zur 
Klassifikation keinesfalls die sofortige Aushebung 
der Transportmittel in sich schließt und ledig- 
lich nur Evidenzzwecken dient. Die Verpflich- 


tung der Evidenthaltung der Transportmittel ' 


erstreckt sich auch auf die Gemeindevorstehun- 
gen. Die gesammelten Anmeldungsscheine 
sind für jede Ortschaft alphabetisch zu 
ordnen, mit Gemeindestampiglienabdruck zu 
versehen und mit einem Boten bis spätestens 
2. November 1916 samt den, eventuell sei- 
tens der Transportsmittelbesitzer beigebrachten 
Nachweise für Befreiungsgründe dem Kreis- 
kommando vorzulegen. Die angemeldeten 
Transportmittel sind durch die Gemeindeäniter 
in Evidenz zu führen. 


Ferner haben die Gemeindevorstehungen 
alle angemeldeten Veränderungen des dauernden 
Standortes und der Besitzverhältnisse, insoweit 
die Transportmittel in den Bereich einer anderen 
Gemeinde übergehen, der betreffenden Gemeinde- 
vorstehung und dem Pierdeergänzungsbezirks- 
kommando in Zamość innerhalb S Tagen nach 
der Anmeldung zwecks Richtigstellung der 
Evidenz kurz mitzuteilen und die eigene Evi- 
denz zu berichtigen. 


Die gleichzeitig zur Versendung gelangende 
Kundmachung, betreffend die Anmeldung der 
Transportmittel, ist durch öffentlichen Anschlag 


und sonst in ortsüblicher Weise sofort 
verlautbaren. 

Diese Kundmachung lautet: 
KUNDMACHUNG 
betreffend die Anmeldung der Transpori- 
mittel. 


Auf Grund des $ 5 der Verordnung des 
k. u. k. Armeeoberkommandanten vom 22. De- 


zember 1915, betreffend die Aushebung der 


P- u 


zu 


Transportmittel für militärische Zwecke, werden 


die Besitzer von Transportmitteln aufgefordert, 
der Frist vom 17. Oktober 1916 


| 


lg Uhr früh, bis 31. Oktober 1916 6 Uhr abends 
die Zahl und Gattung ihrer Reit-, Zug- und 

| Tragtiere, dann ihrer für den animalischen und 
motorischen Zug bestimmten Fahrzeuge, sowie 
die ihnen gehörenden Reitzeuge, Beschirrungen 
und Tragtierausrüstungen bei der zuständigen 
Gemeindevorstehung anzumelden. 


M Die Anmeldung hat möglichst schriftlich 
| mittels eines bei den Gemeindevorstehungen 
unentgeltlich erhältlichen Anmeldescheines 
‚oder aber mündlich zu erfolgen. 


Die Besitzer von Transportmitteln sind 
nach § 4 der oben zitierten Verordnung des 
Ik. u. k. Armeeoberkommandanten verpflichtet, 
jede in der Zeit der Anmeldung der Trans- 
‚portmittel bis zu deren Klassifikation sich er- 
'gebende Veränderung am angemeldeten Gegen- 
stande innerhalb einer Woche nach dem Ein- 
‚tritte der Veränderung der zuständigen Ge- 
‚meindevorstehung afizuzeigen. 
| Die im § 10 der Verordnung des k: u. k. 
| Armeeoberkommandanten enthaltenen Befrei- 


t 


n 


ungsgründe sind bei der Anmeldnng der Trans- 
portmittel geltend zu machen und in der be- 
treffenden Spalte des Anmeldescheines einzu- 
tragen. Die Nachweise der Befreiungsgründe 
sind gelegentlich der Rückstellung der ausge- 
füllten Anmeldescheine oder gleichzeitig mit 
der mündlichen Anmeldung der Gemeindevor- 
stehung zu übergeben. Die Befreiungsgründe 
und die hiezu erforderlichen Nachweise sind 
im Formular der Anmeldescheine ersichtlich 
gemacht. 


Besitzer von Transportmitteln, welche der 
vorstehenden Verpflichtung nicht nachkommen, 
unterliegen gemäß den im $ 23 der oben zi- 
tierten Verordnung des k. u. k. Armeeober- 
kommandanten enthaltenen Strafbestimmungen, _ 
soweit die Handlung nicht einer strengeren 
Bestrafung unterliegt, Geldstrafen bis zu drei- 
tausend Kronen oder einer Arreststrafe bis zu 
drei Monaten, eventuell neben der Geldstrafe 
auch noch einer Arreststrafe bis zü einem 
Monat. 


Der k. u. k. Kreiskommandant: 


von THALHAMMER m. p., Oberst. 


Beilage A. 
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